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Die Energiewende und der
Strompreis: Von Gewinnern
und Verlierern1

Die Energiewende, mit deren Beschleu-
nigung die deutsche Politik im Jahr 2011
auf die Reaktorkatastrophe in Japan rea-
gierte, hat zweifellos erhebliche Auswir-
kungen auf die Energiekostenbelastung
von Bürgern und Unternehmen. So dürf-
ten insbesondere die Strompreise infol-
ge der sehr abrupten Wendung in der
deutschen Energiepolitik im Frühjahr 2011
höher ausfallen, als es ohne diesen welt-
weit viel beachteten Schritt der Fall wäre.
Dies ist das einhellige Resultat zahlreicher
Studien, welche die Folgen der Energie-
wende abzuschätzen versuchen (vgl.
Öko-Institut 2011, IEK-STE 2011).

Der vorliegende Beitrag zeigt, dass der
Ausbau der Erneuerbaren, welcher be-
reits seit mehr als zwei Jahrzehnten durch
entsprechende politische Rahmensetzun-
gen gefördert wird, in den vergangenen
Jahren eindeutig die Hauptursache der
Strompreisanstiege für private Haushalte
war. Mit dem unkoordinierten und kaum
gebremsten Ausbau der Erneuerbaren,
wie er nach aktueller Gesetzeslage im Zu-
ge der beschleunigten Energiewende zu
erwarten ist, werden diese Kosten für die
Bürger noch deutlich zunehmen. Es dro-
hen allein aufgrund des Ausbaus der Er-
neuerbaren bereits bis zum Jahr 2020
weitere Zusatzkosten in der Größenord-
nung eines hohen zweistelligen Milliarden-
betrags (vgl. RWI 2012).

Dies hat unterschiedliche Belastungen für
die privaten Haushalte zur Konsequenz,
wie im Folgenden erläutert wird, und kann
deren Akzeptanz für die Energiewende
merklich verringern. Um die Belastungen
der Verbraucher beim weiteren Ausbau

der Erneuerbaren nicht noch deutlich stär-
ker anwachsen zu lassen, empfehlen wir
daher dringend, das Erneuerbaren-Ener-
gien-Gesetz (EEG) durch ein deutlich kos-
teneffizienteres Fördersystem zu ersetzen.
Es wäre durch einen solchen Umstieg
möglich, die für das Erreichen der Aus-
bauziele der Erneuerbaren bis zum Jahr
2020 auflaufenden Zusatzkosten auf ei-
nen einstelligen Milliardenbetrag zu ver-
ringern – ohne das Erreichen der Ausbau-
ziele dabei zu gefährden.

Den Strompreis steigernde 
Effekte von Erneuerbaren

Seit Einführung des EEG im Jahr 2000
steigen die Strompreise unaufhörlich. Die
Hauptursache des stetigen Anstiegs der
Strompreise in Deutschland seit der
Jahrtausendwende ist die Einführung
und Erhöhung von Steuern, Umlagen
und Abgaben, welche vorwiegend kli-
mapolitisch motiviert sind. Beispiele da-
für sind die im Jahr 1999 eingeführte
Stromsteuer in Höhe von derzeit
2,05 Cent je Kilowattstunde (kWh) so-
wie die sogenannte EEG-Umlage von
derzeit 3,59 ct/kWh, mit der die Kosten
der Förderung erneuerbarer Energie-
technologien auf die Stromverbraucher
umgelegt werden. So stieg die Belas-
tung durch Steuern und Abgaben für ei-
nen Drei-Personen-Haushalt mit einem
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jährlichen Stromverbrauch von annahme-
gemäß 3 500 kWh seit der Liberalisierung
der Strommärkte im Jahr 1998 um 178%
(vgl. Abb. 1). Zur Illustration: Würden über-
haupt keine Steuern und Abgaben erho-
ben, hätten sich die Stromkosten für diese
privaten Haushalte im Vergleich zum Jahr
1998 praktisch nicht erhöht.

Der staatlich bedingte Anteil am Strompreis
liegt im Jahr 2012 für einen solchen Privat-
haushalt bei knapp 46%, während dieser
Anteil im Jahr 1998 lediglich rund 25% aus-
machte (vgl. Abb. 2). Seit Einführung des
EEG sind zwar die Kosten für die Erzeu-
gung, den Transport und Vertrieb von
Strom mit im Durchschnitt 5,43 ct/kWh für
solche Haushalte stärker gestiegen als die
EEG-Umlage, welche um 3,39 Cent zuleg-
te. Ab dem Jahr 2009 war die EEG-Umla-
ge mit einem Anstieg von 2,28 ct/kWh (vgl.
Abb. 3) jedoch praktisch allein verantwort-
lich für die Stromkostensteigerung um
2,58 Cent für diesen Haushaltstyp (vgl.
Abb.4), während die Kosten für Produk -
tion, Transport und Vertrieb von Strom auf-
grund der Senkung der Netznutzungsent-
gelte sogar leicht zurückgingen. Der ver-
bleibende Beitrag zur Strompreissteigerung
seit dem Jahr 2009 geht im Wesentlichen
auf den höheren Anteil der Mehrwertsteu-
er am Strompreis zurück, welcher wieder-
um das Resultat der Erhöhung der EEG-
Umlage ist.

Einer der wesentlichen Gründe für den star-
ken Anstieg der EEG-Umlage in den ver-
gangenen Jahren ist neben der ebenfalls
stark geförderten Stromerzeugung auf Ba-
sis von Biomasse der nahezu exponentiell
erfolgte Zubau der teuren Photovoltaik im
wenig sonnenverwöhnten Deutschland (vgl.
Tab. 1): Allein im Jahr 2010 wurden rund
75% derjenigen Photovoltaikleistung zuge-
baut, die innerhalb eines ganzen Jahr-
zehnts, von 2000 bis 2009, in Deutschland
installiert worden war. Im Jahr 2011 gab
es mit rund 7 500 Megawatt (MW) – davon
allein rund 3 000 MW im Dezember – ei-
nen weiteren Zubaurekord (vgl. BNetzA
2012).

Mit dem Ausbau der Erneuerbaren und ge-
rade der Photovoltaik gehen erhebliche Um-
verteilungswirkungen einher. Bei einem Ge-
samtvolumen der EEG-Subventionen von
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insgesamt rund 13,5 Mrd. Euro im Jahr 2011 (vgl. ÜNB
2012) ist Bayern, vor allem dank der Photovoltaik, mit per
Saldo rund 1,1 Mrd. Euro eindeutig größter Profiteur des
EEG, wohingegen Nordrhein-Westfalen mit rund 2,25 Mrd.
Euro der mit Abstand größte Nettozahler ist (vgl. Abb. 5).
Die regionalen Umverteilungswirkungen des EEG konter-
karieren insofern bereits in relevantem Umfang den Län-
derfinanzausgleich, in dessen Rahmen sich die Transfers
zwischen den Bundesländern auf ein Gesamtvolumen von

rund 7,3 Mrd. Euro belaufen (vgl. BMF
2012).

Neben dieser regionalen Umverteilung er-
folgt nicht zuletzt mittels der Subventionie-
rung der Photovoltaik eine Umverteilung von
den zu Miete wohnenden, tendenziell ein-
kommensschwächeren Haushalten, welche
sich mangels eines eigenen Daches keine
Photo voltaikanlage anschaffen, hin zu den
tendenziell reicheren Eigenheimbesitzern,
die in solche Anlagen investiert haben. Der-
artige Umverteilungen dürften erheblichen
sozialen Sprengstoff beinhalten, der die Ak-
zeptanz der Bevölkerung für die Förderung
erneuerbarer Energien und damit für die
Energiewende zum Bröckeln bringen kann,
sobald der Öffentlichkeit klar wird, wie we-
nig Klimawirkung sie für das Hinnehmen
dieser Umverteilung von unten nach oben
bekommt.

Mit der Förderung der Erneuerbaren sind al-
lerdings noch weitere nennenswerte Umver-
teilungswirkungen verbunden: Stromintensi-
ve Unternehmen und Schienenbahnen, wel-
che als »privilegierte« Verbrauchergruppen
bezeichnet werden, profitieren von einer ge-
ringen EEG-Umlage von 0,05 ct/kWh, »um
die Stromkosten dieser Unternehmen zu sen-
ken und so ihre internationale und intermo-
dale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten«. Da
die Privilegierung einer Gruppe von Verbrau-
chern die insgesamt zu tragenden Belastun-
gen nicht vermindern kann, haben die nicht-
privilegierten Verbraucher dann in der Kon-
sequenz eine entsprechend höhere Umlage
zu zahlen. Mit rund 85 Mrd. kWh waren
knapp 19% des Stromverbrauchs im Jahr

2011 privilegiert. Ohne diese Bevorzugung hätte die EEG-
Umlage nach unseren Berechnungen um bis zu 0,64 ct/kWh
niedriger gelegen, anstatt bei 3,53 ct/kWh bei einem dann
für alle einheitlichen Satz von 2,89 ct/kWh.

Die seit Juli 2003 existierende Privilegierung wurde sukzes-
sive ausgeweitet. Profitierten zuerst nur Unternehmen mit
einem Stromverbrauch von über 100 Gigawattstunden
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Abb. 5

Tab. 1 
Kapazität und jährlicher Zubau an PV in MW 

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Zubau 53 110 110 139 670 951 843 1 271 1 950 3 794 7 406 

Kapazität 76 186 296 435 1 105 2 056 2 899 4 170 6 120 9 914 17 320 

Quelle: BMU (2011a). 
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(GWh) bzw. 100 Millionen kWh von einer ermäßigten EEG-
Umlage von 0,05 Cent, reduzierte sich die Verbrauchs-
schwelle bei der Novellierung des EEG im Jahr 2004 auf
10 GWh. Seit Anfang des Jahres 2012 liegt die Schwelle
bei lediglich 1 GWh (vgl. Arepo 2012:32). Allerdings gilt für
Unternehmen, deren Stromverbrauch zwischen diese
Schwellenwerte fällt, ein gestaffeltes System an EEG-Um-
lagen, die höher liegen als der ermäßigte der Satz von
0,05 Cent, den die stromintensivsten Unternehmen zu ent-
richten haben.2

Etwa ein Drittel des Industriestroms fiel im Jahr 2011 unter
die Vergünstigungen nach §41 EEG, 543 Unternehmen des
Produzierenden Gewerbes wurden um 2,08 Mrd. Euro ent-
lastet (vgl. BMU 2011b). Nach den Änderungen im EEG,
die zu Jahresbeginn 2012 wirksam wurden, wird sich die
Zahl der privilegierten Unternehmen nach Schätzungen der
Bundesregierung (2011) etwa verdreifachen, während sich
die privilegierte Strommenge um ca. 20% erhöhen könnte.
Dadurch dürfte die EEG-Umlage für die übrigen Verbraucher
im kommenden Jahr um weitere zwei bis drei Zehntel Cent
höher ausfallen, als es ohne diese Erweiterung des Kreises
der Begünstigten der Fall wäre.

Zusätzliche Umverteilungswirkungen resultieren schließlich
aus der vollständigen Befreiung der stromintensiven Unter-
nehmen von der Zahlung von Netzentgelten. Diese gilt seit
der Änderung der Stromnetzverordnung (§ 19) vom
28.7.2011 und hat ebenfalls, wenngleich indirekt, mit der
Förderung der Erneuerbaren und dem dafür nötigen Netz-
ausbau zu tun. Seit Juli 2011 sind Unternehmen mit einem
Stromverbrauch von 10 GWh und mindestens 7 000 Jah-
resbenutzungsstunden von den Netzentgelten grundsätz-
lich befreit. Die Bundesnetzagentur, die diese Befreiung für
notwendig erachtet, um energieintensive Unternehmen im
Markt halten zu können und damit Arbeitsplätze zu bewah-
ren, schätzt die durch die Befreiung der Großverbraucher
entstehenden Einnahmenausfälle bei den Netzentgelten auf
500 Mill. Euro jährlich (vgl. WDR 2012).

Der Bund der Energieverbraucher geht dagegen von einer
Mehrbelastung der übrigen Verbraucher in Höhe von rund
einer Milliarde Euro aus, da etwa 80 Mrd. kWh befreit wür-
den, für die sonst ein Netzentgelt von rund 1,2 ct/kWh zu
zahlen gewesen wäre. Zum Ausgleich der entfallenden Netz-
entgelte wurde mit Beginn des Jahres 2012 die sogenann-
te § 19-Umlage eingeführt (vgl. Abb. 2), die von den übri-
gen Verbrauchern zu zahlen ist und sich auf 0,15 ct/kWh
beläuft. Darüber hinaus geht die Bundesnetzagentur von
künftig wieder steigenden Netznutzungsentgelten aus, nach-
dem diese in den vergangenen Jahren gesunken sind (vgl.
Tab. 2). Ein Grund dafür ist, dass die von der Bundesnetz-
agentur zur Absenkung der Netzentgelte im Januar 2009 in
Kraft gesetzte Anreizregulierung vom Bundesgerichtshof
im Juni 2011 gekippt wurde.

Auch die jüngst beschlossene Haftungsumlage, mit der
die Stromverbraucher für die Haftungsrisiken des im Zu-
ge des Ausbaus der Erneuerbaren angestrebten Netzaus-
baus vor Deutschlands Küsten aufkommen müssen, dürf-
te die Strompreise tendenziell erhöhen. Falls die vor der
Küste entstehenden Windparks künftig nicht rechtzeitig
an die noch zu bauenden Stromnetze angeschlossen wer-
den können, mit deren Hilfe der vor der Küste produzier-
te Windstrom an Land transportiert werden soll, tragen
die Netzinvestoren nunmehr lediglich ein sehr beschränk-
tes Risiko, wohingegen das Hauptrisiko von den Verbrau-
chern geschultert werden muss. Diese Haftungsumlage
soll maximal 0,25 ct/kWh betragen und belastet einen
Dreipersonenhaushalt, der nach unseren Berechnungen
auf Basis des vom BMWi geförderten Projektes »Energie-
verbrauch der privaten Haushalte (2006–2010)« typischer-
weise einen Stromverbrauch von 4 000 kWh und dar -
über aufweist, anstatt von 3 500 kWh, wie der BDEW
üblicherweise unterstellt, zusätzlich mit bis zu 10 Euro pro
Jahr.3

Diese Belastung wird zu den weitaus höheren Lasten hin-
zukommen, die die Verbraucher für die Förderung der Er-
neuerbaren derzeit zu bezahlen haben. Bei einer Umlage
von 3,59 ct/kWh fördert ein typischer Vierpersonenhaus-
halt die Erneuerbaren mit knapp 144 Euro im Jahr bzw.
12 Euro im Monat. Nicht nur bevorteilen die Einspeisever-
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Tab. 2 
Entwicklung der Netzentgelte für Haushaltskunden (Grundversorgung) 2007 bis 2011  
(mengengewichtete Mittelwerte in ct/kWh) 

 1. April 2007 1. April 2008 1. April 2009 1. April 2010 1. April.2011 
ct/kWh 6,34 5,92 5,80 5,81 5,75 

Quelle: BNetzA (2011). 
 

2 Für Unternehmen mit einem Stromverbrauch zwischen 1 und 100 GWh
gilt folgendes Stufensystem: Für die erste Gigawattstunde zahlen sie die
volle EEG-Umlage (2012: 3,59 ct/kWh), ab einer bis einschließlich der zehn-
ten Gigawattstunde zahlen sie 10% der Umlage (0,359 ct/kWh), über die
zehnte und bis zur hundertsten Gigawattstunde 1% der Umlage
(0,0359 ct/kWh) und über 100 Gigawattstunden 0,05 ct/kWh. Ab dem
Jahr 2012 können Unternehmen schon ab einem Stromverbrauch von
1 GWh und einem Anteil der Stromkosten in Höhe von 14% an der Brut-
towertschöpfung »teilbegünstigt« werden.

3 Auch bei dieser Haftungsumlage wurde eine Ausnahme für stromintensi-
ve Unternehmen geschaffen: Alle Unternehmen mit einem Stromverbrauch
von über 1GW zahlen lediglich eine reduzierte Umlage in Höhe von 0,05 Cent
je kWh.
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gütungen tendenziell eher die Hausbesitzer und somit Haus-
halte mit höherem Einkommen, sondern auch diese Belas-
tung durch die EEG-Umlage ist regressiver Natur, wie das
auch bei Energiesteuern der Fall ist. Das heißt, solche Las-
ten treffen arme Haushalte, relativ zu deren Einkommen be-
trachtet, stärker als durchschnittliche oder gar reiche Haus-
halte. Besonders betroffen sind Empfänger von Sozialleis-
tungen, die zwar einen Ausgleich für die Heizkosten erhal-
ten, aber die Ausgaben für Strom aus den erhaltenen Sozi-
alleistungen bestreiten müssen.

Durch den nach den Prognosen der Übertragungsnetzbe-
treiber zu erwartenden Anstieg der EEG-Umlage auf mehr
als 5 Cent im Jahr 2013 steigen die Unterstützungszahlun-
gen eines typischen Vierpersonenhaushalts um mindestens
weitere 56 Euro auf über 200 Euro pro Jahr. Da die EEG-
Vergütungen über 20 Jahre hinweg gewährt werden, steht
bereits heute fest, dass solchen Haushalten ähnliche Be-
lastungen über 20 Jahre hinweg entstehen werden. Somit
beläuft sich die gesamte Zahlungsverpflichtung eines typi-
schen Vierpersonenhaushalts für die Förderung der Er -
neuerbaren via EEG, welche mindestens bis zum Jahr 2033
garantiert ist, falls das EEG auch im kommenden Jahr noch
Geltung haben sollte, grob gerechnet auf nominal rund
4 000 Euro.

Die derart hohen Belastungen resultieren daraus, dass
bei der Förderung der Erneuerbaren via EEG kaum Wert
auf Kosteneffizienz gelegt wurde. Um die Belastungen der
Verbraucher beim weiteren Ausbau der Erneuerbaren nicht
noch deutlich stärker anwachsen zu lassen, empfiehlt das
RWI (2012) den Übergang zu einem kosteneffizienteren
System, der marktbasierten Mengensteuerung in Form von
Quoten für »grünen« Strom, das sowohl von der Mono-
polkommission (2011) als auch dem Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
(SVR 2011) vorgeschlagen wurde.

Mehr Kosteneffizienz durch ein neues 
Fördersystem

Folgte man dieser Empfehlung, den weiteren Ausbau der
Erneuerbaren marktbasiert zu fördern, so würden die Ener-
gieversorger verpflichtet, einen bestimmten Anteil ihres an
die Endverbraucher gelieferten Stroms aus erneuerbaren
Energien zu decken oder aber fehlende Mengen an »grü-
nem« Strom durch sogenannte Grünstromzertifikate aus-
zugleichen. Diese können durch den Kauf von »grünem«
Strom direkt von dessen Produzenten oder auch an der Bör-
se erworben werden.

Gegenüber dem EEG hätte ein auf diese Weise umgestell-
tes Fördersystem zahlreiche Vorteile: Erstens würde die tech-
nologie- und standortneutrale Förderung dazu führen, dass

der Ausbau der Erneuerbaren fortan kosteneffizient erfolgt,
da es im Interesse des Investors ist, die jeweils günstigste
Technologie an den jeweils am besten geeigneten Stand-
orten einzusetzen. Zweitens hätten die Produzenten von
»grünem« Strom durch ihre Orientierung am aktuellen Markt-
preis einen starken Anreiz, zur Integration der erneuerbaren
Energietechnologien in unser Stromversorgungssystem bei-
zutragen, weil sich die Einspeisung von »grünem« Strom und
dessen Vergütung – im Gegensatz zur derzeitigen EEG-För-
derung – nach der Nachfrage der Stromverbraucher rich-
ten würde.

Drittens erhöht sich der Anreiz, in Speichertechnologien zu
investieren, um als Produzent von »grünem« Strom den ge-
winnmaximierenden Einspeisezeitpunkt selbst wählen zu
können. Viertens böte dieses System die Perspektive,
durch eine sukzessive Harmonisierung mit ähnlichen För-
dersystemen in anderen EU-Mitgliedsstaaten und die
grenzüberschreitende Ausweitung des Zertifikatehandels
die auf europäischer Ebene vorhandenen Effizienzreserven
zu heben. Wegen seiner europaweiten Ausrichtung und
Technologieoffenheit entspräche dieses Fördersystem so-
mit zwei wesentlichen Grundprinzipien des EU-Emissions-
handels, dem von Umweltökonomen präferierten Klima-
schutzinstrument.

Nicht zuletzt würde die Quotenlösung im Einklang damit
stehen, dass für den Ausbau der Erneuerbaren explizite
Mengenziele vorgegeben sind. Beim EEG ist hingegen nicht
davon auszugehen, dass die politischen Ziele für die Er-
neuerbaren punktgenau erreicht werden. Vielmehr ist voll-
kommen unklar, ob die Ziele deutlich verfehlt oder aber
erheblich überschritten werden. Da die Erneuerbaren in
Deutschland mit einem Anteil am Bruttostromverbrauch
von rund einem Viertel mittlerweile keine zarten Pflänzchen
mehr sind, die unbedingt vor den Unwägbarkeiten des
Marktes geschützt werden müssen, sollten die in ihren wei-
terem Ausbau engagierten Investoren durchaus in die
Pflicht genommen werden, ihre Investitionen nach wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten auszurichten und die Risi-
ken dieser Investitionen so zu wägen, wie jeder andere In-
vestor auch.

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht dürfte es eigentlich kein
Zögern geben, die Umgestaltung des Fördersystems so-
fort in Angriff zu nehmen: Würde der künftige Ausbau der
erneuerbaren Energien ab dem kommenden Jahr 2013 mit
Hilfe einer marktbasierten Mengensteuerung gefördert, an-
statt durch das EEG, könnte der Ausbau nach den in der
Studie vom RWI (2012) angestellten Berechnungen we-
sentlich kostengünstiger erfolgen. Denn würde sich bei-
spielsweise ein Preis für grüne Zertifikate einstellen, der
künftig allein den Zubau der Windkraft an Land forcierte,
so würden sich bis zum Jahr 2020 lediglich rund 6,8 Mrd.
Euro (in heutigen Preisen) an Zahlungsverpflichtungen für
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die Verbraucher ergeben, anstatt knapp 58,8 Mrd. Euro (in
heutigen Preisen), die voraussichtlich bei einer unverän-
derten Beibehaltung des EEG bis zum Jahr 2020 anfielen.
Es geht also – ohne jeden Kompromiss bei den Ausbau-
zielen – um eine mögliche Ersparnis von (im Barwert) im-
merhin 52 Mrd. €, mit der die Verbraucher dann nicht be-
lastet werden müssten.
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Können wir uns die Energiewende 
leisten?

Spätestens seit der Entscheidung der Bundesregierung, als
unmittelbare Reaktion auf die Reaktorunfälle in Fuku shima,
kurzfristig sieben ältere Kernreaktoren sowie den Kernre-
aktor Krümmel vom Netz zu nehmen, hat die Frage, wel-
che Kosten mit dem Ausstieg aus der Kernenergie und der
angestrebten »Energiewende« verbunden sind, einen festen
Platz in der Berichterstattung der Medien. In den letzten Wo-
chen nimmt die Stromkostendiskussion nicht nur an Inten-
sität zu; sie konzentriert sich gleichzeitig zunehmend auf
die Mehrkosten, die durch das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) verursacht werden. Aufgeschreckt durch die
jüngsten Prognosen im Hinblick auf die im Jahr 2013 zu er-
wartende EEG-Umlage (erwartet wird ein Anstieg um mehr
als 40% von jetzt 3,6 Cent/kWh auf dann über 5 Cent/kWh),
betrachten manche das ganze EEG als nicht mehr tragbar;
andere halten die ganze Energiewende für einen Fehler,
den man möglichst schnell korrigieren sollte. 

Der folgende Artikel möchte einen Beitrag zur Versachlichung
der Debatte leisten. Vier Aspekte sollen hierbei näher be-
leuchtet werden: (1) Zu welcher zusätzlichen Belastung führt
der Ausstieg aus der Kernenergie? (2) Ist es bei einem Aus-
stieg aus der Kernenergie volkswirtschaftlich vertretbar, gleich-
zeitig die erneuerbaren Energien so stark auszubauen, wie
dies im Energiekonzept niedergelegt wurde? (3) Ist es rich-
tig, die erneuerbaren Energien so zu fördern, wie dies der-
zeit durch das EEG geschieht? (4) Mit Hilfe welcher energie-
politischen Instrumente kann es gelingen, die Kosten der
Energiewende auf ein erträgliches Maß zu reduzieren?

Auswirkungen des Ausstiegs aus der 
Kernenergie

Das Institut für Infrastruktur und Ressourcenmanagement
der Universität Leipzig hat sich im Rahmen zweier Studien

(vgl. Bruckner, Kondziella und Bode 2010; Knopf et al. 2011),
die 2009 und 2011 im Auftrag der acht großen kommuna-
len Energieversorger (8KU) bzw. der Friedrich-Ebert-Stiftung
erstellt wurden, ausführlich mit der Frage beschäftigt, wel-
che potenziellen Auswirkungen auf die Wettbewerbsstruk-
tur und auf die Strompreise mit einer Verlängerung der Lauf-
zeiten der Kernkraftwerke verbunden sein könnten. Zu den
weiteren Studien, die analysiert haben, welche Strompreis-
reduktion bei einer Verlängerung der Laufzeiten der Kern-
kraftwerke zu erwarten ist, gehörte neben vielen weiteren
z.B. das EWI-PROGNOS-GWS-Gutachten (vgl. Schlesin-
ger, Lindenberger und Lutz 2010), das von der Bundesre-
gierung in Auftrag geben wurde. 

Die meisten Studien kommen zu dem Ergebnis, dass durch
eine Verlängerung der Laufzeiten der Kernkraftwerke mittel-
fristig (d.h. insbesondere zwischen 2015 und 2020) mit ei-
ner Senkung der Großhandelspreise in einer Größenordnung
von etwa 25% zu rechnen sei. Da die Stromerzeugungskos-
ten jedoch nur einen Teil der Endkundenpreise ausmachen
(die Bandbreite reicht von 33% bei den privaten Haushalten
bis zu 80% bei den von der EEG-Umlage befreiten energie-
intensiven Unternehmen), entspricht dies einer entsprechend
geringeren Reduktion der Endkundenpreise. Einen zusätz-
lich dämpfenden Effekt bewirkt die Berechnungsweise der
EEG-Umlage: höhere Börsenpreise steigern den Wert der
erneuerbaren Stromerzeugung und senken damit die erfor-
derliche EEG-Umlage. Im Ergebnis bedeuten diese Effekte
zusammengenommen, dass die Strompreise in den nächs-
ten Jahren für die nicht von der EEG-Umlage befreiten Ver-
braucher bei einem Festhalten am Ausstiegsbeschluss im
Vergleich zu einer Verlängerung der Laufzeiten unter ansons-
ten gleichen Bedingungen maximal um etwa 5% höher lie-
gen. Dramatische Preissteigerungen sind mit dem Ausstieg
auch deshalb nicht zu erwarten, weil die Energiewirtschaft
in Übereinstimmung mit dem Atomgesetz 2002 bereits früh-
zeitig damit begonnen hat, die bis 2015 zu erwartende Lü-
cke durch den Neubau von Kohle- und Gaskraftwerken zu
schließen, die derzeit im Bau sind oder bereits in Betrieb
genommen wurden. Die genannten Studien zeigen darüber
hinaus, dass eine Variation in der zukünftig zu erwartenden
Höhe der Stromnachfrage oder der Preise der fossilen Brenn-
stoffe eine größere Auswirkung auf den Strompreis haben
als die Laufzeiten der Kernkraftwerke. Zumindest die Strom-
nachfrage kann durch eine Steigerung der Energieeffizienz
hinreichend beeinflusst werden, um einem Anstieg der Strom-
preise entgegenzuwirken. 

Wirtschaftliche Aspekte des Ausbaus 
erneuerbarer Energien

Die Bundesregierung hat sich mit dem Ziel, den Anteil der er-
neuerbaren Energien (EE) an der Stromerzeugung bis 2020
auf mindestens 35% und bis 2050 auf 80% zu erhöhen,
ehrgeizige Ziele gesetzt. Sie hat im Zusammenhang mit der
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Erstellung des Energiekonzeptes deshalb aus gutem Grund
verschiedene Gutachten erstellen lassen, die sich auch mit
der Frage beschäftigen, welche Mehrkosten durch den Aus-
bau der erneuerbaren Energien zukünftig zu erwarten sind
(Schlesinger, Lindenberger und Lutz 2010; DLR, IWES und
IFNE 2012). Diese Studien kommen, ähnlich wie eine aktu-
elle Studie des Verbands der Elektrotechnik (VDE) (2012) zu
dem Ergebnis, dass die volkswirtschaftlich relevanten mitt-
leren Vollkosten der Erzeugung einer kWh Strom im Jahre
2050 (bei dann rund 80% Anteil der EE an der Stromerzeu-
gung) inflationsbereinigt wenn überhaupt nur unwesentlich
über den Stromgestehungskosten liegen, die heute im Durch-
schnitt für eine kWh Strom angesetzt werden müssen. Ver-
antwortlich dafür sind die im Bereich der EE zu erwartende
Kostendegression durch technologisches Lernen und der
zunehmend kleiner werdende Anteil der fossilen Stromerzeu-
gung, der den zu erwartenden Preisanstieg im Bereich der
fossilen Brennstoffe zu dämpfen vermag. Die jährlichen Kos-
ten, die bedingt durch den Ausbau der Übertragungs- und
Verteilnetze zu erwarten sind, liegen (obwohl es sich auch
hier um mehrere Milliarden handelt) unter 15% (vgl. DLR,
IWES und IFNE 2012, 223) der Ausgaben für Investitionen
in die EE Anlagen selbst. Sie bewegen sich damit in einer
Größenordnung, die im Vergleich zur Höhe der EEG-Umla-
ge von untergeordneter Bedeutung ist. Ähnliches gilt für die
Kosten, die mit der Installation von Speichern verbunden sind.
Diese nehmen im Rahmen eines volkswirtschaftlich kosten-
optimalen Ausbaus erst oberhalb eines 40%-igen Anteils der
EE an der Stromerzeugung einen nicht mehr vernachlässig-
baren Wert an (vgl. Verband der Elektrotechnik 2012). 

Technologiespezifische Förderung erneuerbarer
Energien 

Das deutsche EEG (und das ihm vorangegangene Strom-
einspeisegesetz) haben im Verbund mit ähnlichen Instru-
menten im Ausland (die in den meisten Fällen nach dem
deutschen Vorbild geschaffen wurden) in den letzten beiden
Jahrzehnten zu einer deutlichen Reduktion der Kosten der
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien geführt. Trotz
beachtlicher Erfolge und der sich weiter verringernden Kos-
tendifferenzen ist aber auch in den nächsten 20 Jahren da-
mit zu rechnen, dass die mittleren Stromgestehungskosten
der EE über denen der konventionellen Kraftwerke liegen.
Werden die Ziele der Bundesregierung als gegeben voraus-
gesetzt, so kann auf eine weitere Förderung der EE des-
halb nicht verzichtet werden. 

Hierbei ist zu beachten, dass diese Förderung vor allem im
Bereich der Photovoltaik heute immer noch primär dazu
dient, technologisches Lernen und damit verbundene Kos-
tenreduktionen zu ermöglichen. Sie muss aus diesem Grun-
de technologiespezifisch sein. Forderungen nach einem Quo-
tenmodell, innerhalb dessen die EE untereinander konkur-

rieren sollen, ist deshalb eine klare Absage zu erteilen. Das-
selbe gilt für den Emissionshandel als ausschließliche Po -
litikoption. Er entfaltet ebenfalls keine technologiespezifische
Wirkung. Darüber hinaus liegen die heute beobachteten Prei-
se viel zu niedrig, als dass man hier eine ernsthafte (indirek-
te) Förderung der (relativen) Wirtschaftlichkeit der EE er-
kennen könnte. 

Will man – wie von der Internationalen Energieagentur (IEA)
mehrfach gefordert – eine Kostenreduktion im Bereich der
EE forcieren, so gilt es, die Forschung zu intensivieren (tech-
nology push) und gleichzeitig »künstliche« Märkte zu schaf-
fen (market pull), die es den Firmen ermöglichen, zu einer
kostengünstigen Produktionsweise (z.B. zur vollautomati-
sierten Serienfertigung) überzugehen. Die gewünschten
Märkte lassen sich durch eine zielgerichtete finanzielle Un-
terstützung der EE generieren, die die EE aus Sicht der In-
vestoren wirtschaftlich werden lassen. Das EEG leistet ge-
nau dies. Würde man versuchen, die Wirtschaftlichkeit über
einen ehrgeizigeren Emissionshandel und die daraus resul-
tierende Preiserhöhung der konventionellen Stromerzeugung
zu erreichen, so müsste man die zulässige Emissionsmen-
ge verknappen. Dies geschieht so lange, bis sich ein Zerti-
fikatepreis einstellt, der die Stromerzeugung aus fossil be-
feuerten Kraftwerken genauso teuer macht, wie die der zu
fördernden EE. Im Ergebnis würden nicht die wenigen kWh
aus EE durch die Förderung verbilligt, sondern die vielen fos-
sil erzeugten kWh würden verteuert, wobei längst vor dem
Erreichen dieses Preisniveaus andere Vermeidungsoptionen
lukrativ werden. Die damit verbundene Strompreiserhöhung
würde die Stromnachfrager jedoch weit stärker belasten
als dies durch das EEG der Fall ist.

Ergänzend zu den deutschen Anstrengungen ist die Schaf-
fung einer gemeinsamen europäischen Strategie zur weiter-
hin technologiespezifischen Förderung der EE dringend ge-
boten. Solange diese aber keinen angemessenen Ersatz
für das EEG darstellt, würde eine Abschaffung des EEG ei-
ne vielversprechende Entwicklung (zumindest in Deutsch-
land und zumindest bezogen auf einige Technologien) je-
doch gefährden und unter Umständen abrupt beenden.
Die Folgen für die davon direkt und indirekt abhängigen Wirt-
schaftszweige wären fatal. Gleichzeitig würde ein Gesetz,
dass aufgrund seiner bisherigen Erfolge selbst zu einem »Ex-
portschlager« wurde, in der Weltgemeinschaft zu Unrecht
diskreditiert. Die Ursachen für die in der Öffentlichkeit zu-
nehmend diskutierte Explosion der EEG-Umlage liegen näm-
lich nicht an der technologiespezifischen Förderung an sich,
sondern vielmehr daran, wie diese derzeit umgesetzt wird. 

Vorschläge zur Reform des EEG

Die im Jahre 2013 zu erwartende Erhöhung der EEG-Um-
lage auf mehr als 5 Cent/kWh ist wie bereits die Erhöhung
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im Jahre 2012 überwiegend auf die Förderung der im Ver-
gleich zu den anderen EE noch immer sehr teuren Photo-
voltaik zurückzuführen, welche mit 16,5 Mrd. € im Jahr 2011
rund 80% der in EE investierten Gelder auf sich vereinigte.
Der Zubau in den letzten Jahren (7,4 GW in 2010 und 7,5 GW
in 2011) liegt deutlich über dem, was in der BMU-Leitstu-
die (DLR, IWES und IFNE 2012) als maximal erforderlich
angesehen wird (4 GW p.a.), um die langfristigen EE-Aus-
bauziele des Energiekonzeptes zu erreichen. 

In der jetzt gültigen Fassung des EEG wird eine Rückkehr
zu den hier genannten Zielwerten dadurch angestrebt, dass
ein sog. »atmender Deckel« eingeführt wurde. Dieser führt
dazu, dass die EEG-Vergütung schneller als geplant redu-
ziert wird, wenn ein festgelegter Grenzwert überschritten
wird. Ein großer Nachteil dieses Verfahrens ist, dass die
Anpassung der Vergütung immer erst für den nächsten
Zeitraum erfolgt und dass nicht garantiert werden kann,
dass die schnellere Vergütungsreduktion den Ausbau ge-
nügend stark bremst. Ein weiterer, die Zielwerte deutlich
überschießender Ausbau der Photovoltaik ist damit nicht
ausgeschlossen. Sinnvoller als ein reiner »atmender De-
ckel« erscheint im Bereich der Photovoltaik (zumindest er-
gänzend) die monatliche Vorgabe einer maximalen (tech-
nologiespezifischen) Höhe der installierten Leistung, die
sich am gewünschten Zubau (z.B. basierend auf der BMU-
Leitstudie) orientiert. Damit ließe sich die Zusatzbelastung
durch das EEG dauerhaft auf ein vorgegebenes Maß be-
grenzen. Die derzeit sich jährlich wiederholende Diskus -
sion um die Zusatzbelastung würde entschärft. Die in der
neuen Fassung des EEG erfolgte Deckelung der insgesamt
zulässigen installierten Leistung von 52 GW ist im Gegen-
satz dazu kontraproduktiv. Sie verleitet potenzielle An-
 leger dazu, möglichst schnell zu investieren – und erhöht
damit die Gefahr, dass in zu kurzer Zeit zu viele Anlagen
installiert werden. 

In der Folge könnte man mittelfristig dazu übergehen, den
jährlich erforderlichen Zubau an EE-Anlagen per Auktion zu
versteigern. Potenzielle Investoren hätten den Anreiz, einen
Preis zu bieten, der die Investitions- und Betriebskosten
der geplanten Anlage (abzüglich der an der Strombörse zu
erwartenden Vermarktungsgewinne) gerade deckt. Überför-
derungen oder unangemessene Renditen würden durch
eine solche Marktlösung vermieden. Dem zunehmenden
Reifegrad der EE entsprechend würde das EEG damit Schritt
für Schritt von einem preisbasierten zu einem mengenba-
sierten Instrument weiterentwickelt, das sich später gut in
eine gesamteuropäische Lösung integrieren ließe. 

Zusätzlich zu der hier angesprochenen Deckelung sind ei-
ne ganze Reihe weiterer Anpassungen des EEGs im Detail
vorzunehmen. Die vom Bundeskabinett beschlossene Ab-
senkung der Managementprämie ist ein richtiger Schritt in
diese Richtung. 

Fazit 

Der Umbau der Energieinfrastruktur ist ein Prozess, der die
nächsten 40 Jahre in Anspruch nehmen wird. Die dabei ent-
stehenden Kosten müssen transparent und fair auf alle Schul-
tern verteilt werden, damit die Akzeptanz für das Projekt
nicht schwindet. Ebenso müssen die existierenden Vorteile
einer Nutzung der EE (z.B. der Merit-Order-Effekt, Unabhän-
gigkeit von Energieimporten, Investitionsimpulse) neben ei-
ner Steigerung der Energieeffizienz für alle Verbrauchergrup-
pen verdeutlicht und glaubhaft kommuniziert werden. Hier-
für sind Politik, Wissenschaft und Wirtschaft in einer dauer-
haften Bringschuld. Die alleinige Fokussierung auf die EEG-
Umlage als Indikator für den Erfolg oder, je nach Lesart, auch
das Scheitern der Energiewende greift daher viel zu kurz.
Ein weiterer Anstieg der EEG-Umlage kann darüber hinaus
durch eine geeignete Reform des EEGs auf ein vertretba-
res und vor allem vorhersehbares Maß begrenzt werden. Die
entscheidende Frage im Kontext der gegenwärtigen Debat-
te lautet deshalb nicht: »Können wir uns die Energiewende
leisten?«. Die wirklich wichtige Fragestellung in diesem Zu-
sammenhang lautet: »Wie lässt sich die Energiewende im
Zeitverlauf so gestalten, dass keine der beteiligten Genera-
tionen durch die mittelfristigen Umbaukosten des Energie-
systems unverhältnismäßig belastet und die Wirtschaftskraft
der BRD nicht gefährdet wird?«. 
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Die Energiewende als Verteilungs -
konflikt

Wie die erneuerbaren Energien immer teurer
wurden

Mitte Oktober wird die EEG-Umlage für 2013 bekannt ge-
geben. Aus Berechnungen der zuständigen Übertragungs-
netzbetreiber geht hervor, dass die Kosten um etwa 50%
steigen werden, auf ca. 5,3 Cent je kWh. Insgesamt müs-
sen Verbraucher, Handwerker, öffentliche Einrichtungen wie
Schulen und Kindergärten sowie mittelständige Unterneh-
men, soweit sie nicht von Ausnahmeregelungen profitieren,
die nächsten 20 Jahre mindestens 21 Mrd. Euro jährlich für
die erneuerbaren Energien zahlen. Mitte November werden
dann zusätzliche Mittelfristprognosen für die nächsten fünf
Jahre bekannt gegeben. Je nach Geschwindigkeit des Zu-
baus von Solaranlagen und Windparks auf hoher See muss
in diesem Zeitraum mit einem Anstieg um weitere 50% ge-
rechnet werden, also auf etwa 30 Milliarden pro Jahr. 

Ob diese hohen Kosten gerechtfertigt sind, ist zunächst ei-
ne Frage der Alternativen. Dazu zwei Vergleiche: Eine EEG-
Umlage in Höhe von 21 Mrd. Euro würde theoretisch aus-
reichen, um mit der billigsten erneuerbaren Energiequelle,
der Windenergie an Land, rund 700 TWh zu erzeugen, al-
so rund ein Viertel mehr als heute in Deutschland an Strom
verbraucht wird. Das 100%-Ziel wäre übererfüllt. Das ist al-
lerdings ein fiktiver Wert, das Potenzial für Windenergie an
Land beträgt »nur« rund 400 TWh. Deshalb ist ein anderer
Vergleich realistischer. Die heutige Stromerzeugung mit er-
neuerbaren Energien hat einen Anteil von 25%, der – mit
Landwind erzeugt – nur etwa 4 Mrd. Euro kosten würde. Die
Umlage würde sich dann nur auf etwa 1 Cent je Kilowatt-
stunde belaufen. 17 Mrd. wären übrig. Was könnte mit die-
ser Summe im Sinne der Energiewende finanziert werden?
Die Hälfte davon für Gebäudesanierung und den Ausbau
der Schienenwege – man mag es gar nicht ausmalen. Wenn

nur die andere Hälfte beim Verbraucher verbliebe, blieben
auch noch die Stromkosten mindestens stabil. 

Warum sind diese Kosten derart aus dem Ruder gelaufen?
Einen ersten Hinweis liefert die im Rahmen des EEG ge-
zahlte Durchschnittsvergütung, die vor Abzug des Großhan-
delspreises und der Befreiungen für Teile der Industrie an die
Produzenten von Strom aus erneuerbaren Energien gezahlt
wird. Diese Vergütung hat sich von 2000 bis 2011 von 8,5 auf
16,3 Cent/kWh mehr als verdoppelt. Das Gegenteil war da-
mals angenommen worden, nämlich eine Annäherung an
die Marktpreise durch permanente Degression. Geht man
zur Einfachheit von einem durchschnittlichen Börsenpreis
von 6 Cent/kWh aus, haben sich die Differenzkosten von
2,5 auf 10,3 Cent/kWh fast verfünffacht. Der wesentliche
Treiber dieser Entwicklung war die Solarenergie, die anfangs
mit knapp 50 Cent/kWh vergütet wurde, ein besonders star-
kes Wachstum aufwies und etwa ein Fünftel der Ökostrom-
erzeugung ausmacht. Würde man deren Förderung her -
ausrechnen, läge die Durchschnittsvergütung bei unter
12 Cent/kWh.

Die Mittelfristprognose des Jahres 2005 für den Zeitraum
bis 2011 ist für die Analyse der Ursachen der Kostenent-
wicklung sehr aufschlussreich. Zwar ging man anders als
noch in der Prognose aus dem Jahr 2003, die mit einer
stabilen Vergütung von ca. 8,5 Cent/kWh gerechnet hatte,
von einer leichten Steigerung der Durchschnittsvergütung
auf 9,4 Cent/kWh aus. Die erwarteten Strommengen von
rund 20% entsprachen exakt dem 2011 tatsächlich erziel-
ten Anteil. Die zu vergütende Summe wäre allerdings mit
8,8 Mrd. Euro um die Hälfte geringer ausgefallen als in der
realen Entwicklung. Abzüglich der Einnahmen aus dem Ver-
kauf an der Börse hätte bei dieser Prognose die Umlage
nur etwas über 1 Cent/kWh gelegen. 

Kostentreiber Nr. 2 stellt die Biomasse dar. Deren Durch-
schnittsvergütung liegt mit über 17 Cent/kWh doppelt so
hoch wie bei Windkraft an Land, und sie hat bereits einen
Anteil von ca. 27% an der erneuerbaren Stromerzeugung
erreicht. Dabei wurde noch 2005 von den Übertragungs-
netzbetreibern von einer Durchschnittsvergütung für Bio-
masse von unter 10 Cent/kWh ausgegangen.

Die Analyse zeigt, dass bis zum Jahr 2005 unter Berück-
sichtigung der EEG-Novelle 2004 offensichtlich noch alles
nach Plan verlief und die Prognosen keine größeren Pro-
bleme erwarten ließen. Tatsächlich steigt die EEG-Umlage
auch erst seit dem Jahr 2010 dramatisch an. Die entschei-
denden Fehler wurden ganz offenbar bei der nächsten EEG-
Novelle gemacht, die im Juni 2008 beschlossen wurde und
zum 1. Januar 2009 in Kraft getreten ist. Die Biomasseför-
derung wurde ausgeweitet und kontraproduktive Anreize zu
einer möglichst hohen Betriebsstundenzahl geschaffen, an-
statt Biomasse gezielt zum Ausgleich fluktuierender Leistun-
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gen einzusetzen. Die Solarförderung wurde völlig unzurei-
chend zurückgenommen. Es wurde weiterhin mit geringen
Zuwächsen und daher mit keinen größeren Kostensenkun-
gen bei den Solarmodulen gerechnet, was sich als funda-
mentale und folgenreiche Fehleinschätzung herausstellen
sollte.

Diese Fehler haben sich dann bei den EEG-Novellen 2010
und 2012 fortgesetzt. Über die Gründe dieses Versagens
lässt sich vortrefflich streiten. Wer die Schuld nur bei der Po-
litik, etwa beim aktuellen Umweltminister sucht, macht es
sich zu einfach, auch wenn dieser bislang wenig tat, um den
Kostentrend zu stoppen. Eine Begründung findet sich auch
weniger in der unmittelbaren politischen Sphäre, sondern
vielmehr im soziokulturellen Umfeld der jahrzehntelangen
Auseinandersetzung um die Atomenergie. Die erneuerba-
ren Energien waren dabei ein Mittel im Kampf um den Aus-
stieg. Da konnte es nie genug sein, und bis vor vier Jahren
spielten die Kosten wegen der geringen Anteile nur eine
untergeordnete Rolle.

In diesem gesellschaftlichen Klima sind zwangsläufig politi-
sche Fehler gemacht worden. Es fehlte aber auch der Wil-
le, wirksame Kontrollinstanzen zu installieren. Und es wur-
den illusionäre Erwartungen geschürt, die vor allem die in-
dustriepolitische Perspektive betrafen. Die rot-grünen Re-
gierungen haben zwar den Atomausstieg durchgesetzt, aber
die Energiewende konzeptionell und organisatorisch nicht
vorbereitet. Selbst die Einrichtung der Bundesnetzagentur
musste durch die EU erzwungen werden. In der großen
Koalition gab es nicht nur ein atom-, sondern auch ein ener-
giepolitisches (Denk-)Moratorium. Schwarz-Gelb ist schlicht
ideologisch überfordert und hat nicht nur bei den Atomkraft-
werken, sondern auch bei dem zugrunde liegenden gesell-
schaftlichen Konflikt die Laufzeit verlängert. Dies hat sich
kaum kostendämpfend ausgewirkt. Kurzum: Die gesamte
Gesellschaft und alle politischen Lager tragen die Verant-
wortung für die vergangene Entwicklung.

Der neue Kostentreiber offshore

Immer neue Schreckensmeldungen stellen die Ausbauzie-
le der Bundesregierung für Windkraftanlagen in Nord- und
Ostsee in Frage. Jetzt wird durch eine Sozialisierung der
Haftungsrisiken auf Kosten der Verbraucher der weitere
Ausbau »mit der Brechstange« versucht. Realistisch soll-
ten daher nicht mehr 10 bis 25 Gigawatt (GW) bis 2020
bzw. 2030, sondern nur noch 3 bis 10 Gigawatt betra-
gen. Die dadurch entfallenden Strommengen können an
Land erzeugt werden, vor allem in den süddeutschen Bun-
desländern Bayern, Baden-Württemberg und Hessen. Da-
durch würde auch der Stromtransport von Nord nach Süd
deutlich geringer ausfallen. Weniger Stromtrassen müss-
ten gebaut werden. Die Gesamtkosten der Energiewende

wären für die Verbraucher niedriger, die Versorgungssicher-
heit höher. 

Die Stromerzeugung mit Wind an Land erfordert mit 1,2 bis
1,5 Mrd. Euro je GW deutlich geringere Investitionskosten
als Offshore-Windenergie, die 3,0 bis 3,5 Mrd. Euro je GW
erfordert. Hinzu kommen noch erhebliche Kosten für die
Netzanbindung in Nord- und Ostsee dazu sowie der Netz-
ausbau nach Süden. Alleine 25 bis 30 Mrd. Euro (1,2 Mrd.
Euro/GW) werden die Seekabelanbindungen für die geplan-
ten 25 GW in Nord- und Ostsee kosten. Um diese Leistung
nach Süddeutschland zu transportieren, muss mit weiteren
25 bis 30 Mrd. Euro (ca. 1,2 Mrd./GW) gerechnet werden.
Das gesamte Offshore-Projekt dürfte ein Investitionsvolu-
men von ca. 150 Mrd. Euro umfassen. Ein Ausbau der glei-
chen Kapazitäten in Süddeutschland mit einem entspre-
chend geringeren Netzausbaubedarf ließe sich für ca.
40 Mrd. Euro realisieren. Selbst wenn die Hälfte des Volu-
mens z.B. mit Onshore-Anlagen aus Schleswig-Holstein ge-
deckt würde, beliefen sich die Gesamtkosten auf unter
50 Mrd. Euro. Eine offshore-basierte Energiewende kommt
daher etwa 100 Mrd. Euro teurer, was im Übrigen etwa der
Größenordnung entspricht, die in den nächsten 20 Jahren
für Photovoltaik zu zahlen ist.

Der Ausbau muss daher weder in dem – kostentreibenden
– hohen Tempo noch in dem bisher geplanten Umfang statt-
finden. Im Zuge der Netzentwicklungsplanung haben die
Bundesländer Angaben gemacht, wie sie sich den Ausbau
der erneuerbaren Energien, insbesondere der Windenergie,
in den nächsten zehn Jahren vorstellen. Vergleicht man die-
se Landesziele mit den jeweils in den Ländern vorhande-
nen Potenzialen, fallen erhebliche Unterschiede auf. Wäh-
rend Schleswig-Holstein sein Potenzial zu 144% ausnut-
zen will, also deutlich mehr Windkraftanlagen zulassen will,
als es bei einer Nutzung von 2% der Landesfläche erfor-
derlich wäre, liegen Bayern und Baden-Württemberg zu-
sammen mit Sachsen mit nur 10 bis 17% auf den drei letz-
ten Plätzen.

Würden diese Länder sowie Hessen den Windkraftausbau
so energisch vorantreiben wie Rheinland-Pfalz, das immer-
hin 37,5% des Windpotenzials bis 2022 nutzen will und da-
mit genau im Bundesdurchschnitt liegt, könnten etwa 20 Gi-
gawatt zusätzlich installiert und somit rund 40 TWh mehr er-
zeugt werden. Damit könnten die bis dahin geplanten Off-
shore-Windanlagen ersetzt werden. Wenn die vier genann-
ten süddeutschen Bundesländer nochmals 12,5% zulegten
und alle anderen Länder, die bislang weniger als die Hälfte
des Windkraftpotenzial nutzen, also Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen und das Saarland, wüden ebenfalls mindes-
tens die Quote von 50% erreichen, wären an Land dann
knapp 115 GW installiert. Wenn es zusätzlich gelingt, bei
diesen Anlagen im Durchschnitt die Effizienz um 20% zu stei-
gern, so dass sie statt 2 000 dann knapp 2 400 Stunden
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im Jahr laufen, würde sich der gesamte Beitrag der Wind-
energie zur Stromerzeugung 2032 auf insgesamt 270 TWh
belaufen. Bei gleichbleibendem Verbrauch bedeutet das
einen Anteil von genau 50%.

Die Auswirkungen der Kosten auf die 
Verteilungskonflikte

In der nun aufziehenden Kostendebatte müssen die Ursa-
chen des Versagens offen aufgearbeitet und geklärt werden.
Die Fehler der Vergangenheit dürfen nicht wiederholt wer-
den, sonst ist die Akzeptanz der Energiewende stark ge-
fährdet. Die Kostendebatte stellt somit ein notwendiges Ele-
ment der Umsetzung der Energiewende dar, denn sie ver-
teilt Nutzen und Kosten in Wirtschaft und Gesellschaft so-
wie unter regionalen Aspekten neu. Die privaten Haushalte
stehen aufgrund ihrer Heterogenität und ihres vergleichs-
weise niedrigen Organisationsgrades unter besonderem
Druck. Bislang wurden die Kosten der Energiewende of-
fenkundig unterschätzt. Langsam zeichnet sich ab, dass be-
dingt durch den Ausbau der erneuerbaren Energien, der
Stromnetze und sonstiger Infrastrukturen wie Speicher und
Reservekraftwerke die Strompreise in den nächsten zehn
Jahren um 30 bis 50% ansteigen könnten. 

Die Finanzierung der Kosten ist bereits jetzt ungleich verteilt.
Vor allem wegen der ungleichen räumlichen Verteilung von
Solaranlagen tragen die Hauptlast die Verbraucher aus Nord-
rhein-Westfalen mit 2,3 Mrd. Euro (2011), während Bayern
mit 1,1 Mrd. Euro erhebliche Zuflüsse aus dem EEG erhält.
In diesem Transfer liegt erheblicher sozialer Sprengstoff, da
einkommensschwächere Mieterhaushalte hohe Solarren-
diten (z.B. zur Altersvorsorge) von Einfamilienhausbesitzern
und Landwirten finanzieren. Dieses Problem wurde bereits
von der betroffenen Landesregierung aufgegriffen. 

Die energieintensive Industrie und die industrielle Eigenerzeu-
gung sind von den EEG-Kosten befreit. Die so entstehen-
den Mehrkosten werden zu fast 50% auf die restliche Indus-
trie sowie Handel und Dienstleistungen verlagert. Auf die pri-
vaten Haushalte entfällt ein knappes Drittel. Der Umfang der
Entlastung ist kontinuierlich mit der Entwicklung der EEG-
Umlage gestiegen, bis zum Jahr 2009 betrug sie jährlich un-
ter 1 Mrd. Euro, 2012 wurde bereits eine Höhe von ca.
4,2 Mrd. Euro erreicht, und 2013 wird sich allein durch die Er-
höhung der Umlage dieser Betrag auf über 6 Mrd. Euro ver-
größern. Davon zahlen die privaten Haushalte ca. 2 Mrd. Euro.
Die Erweiterung der Ausnahmetatbestände wird den Umfang
der Befreiungen um etwa 10% erhöhen und die privaten Haus-
halte 2012 mit 100 Mill. und 2013 bei einer dann erhöhten
Umlage mit etwa 150 Mill. Euro kosten (ca. 0,1 Cent/kWh).
Die Erhöhung der EEG-Umlage selbst hat also auf die Be-
lastung der Haushalte einen mehr als sechsmal höheren Ef-
fekt im Vergleich zu der Ausweitung der Ausnahmen. 

Was ist zu tun?

Das EEG muss dringend reformiert werden, allerdings nicht
im Zuge eines kurzfristigen Aktionismus. Eine entlastende
Wirkung kann nicht erwartet werden, da die Vergütungen
auf 20 Jahre garantiert sind. Kurzfristig spricht viel für eine
Kompensationslösung, z.B. durch Abschaffung der Strom-
steuer (2,44 Cent/kWh inkl. MwSt.). Bei der Stromsteuer
handelt es um eine indirekte Steuer. Würde sie abgesenkt,
müsste der Fehlbetrag aus dem Haushalt finanziert werden.
Dort haben die direkten Steuern, die nach dem Prinzip der
Leistungsfähigkeit erhoben werden, einen erheblichen An-
teil. Der Verzicht auf die Stromsteuer könnte aber die für ei-
ne sachliche Debatte erforderliche Atempause verschaffen.
Vor allem muss das zunehmende Problem der temporären
Überproduktion von Ökostrom angegangen werden, z.B.
durch nutzwertabhängige Vergütungskomponenten. Der
Kreis der Umlagenzahler sollte erweitert werden, z.B. durch
Einschränkung der Befreiung bei der Eigenerzeugung.

Im Vergleich zum Ausbau der erneuerbaren Energien sind
die Kosten für den Netzausbau zwar begrenzt und dürften
sich mit max. 2 bis 3 Cent/kWh auf den Strompreis auswir-
ken. Die Kosten hängen vom künftigen Umfang des Lei-
tungsnetzes, von der Effizienz der Regulierung und den künf-
tigen Renditeerwartungen der Eigentümer ab. Die Netzent-
wicklungsplanung muss daher auf einer konsistenteren
Grundlage erfolgen, die eine kostenoptimale Verteilung der
Erzeugungsstandorte beinhaltet. Dabei ist die Frage nach
dem notwendigen Umfang von offshore angesichts eines
stärkeren Windkraftzubau in Süddeutschland zu klären. 

Die Regulierung sollte stärker als bisher Anreize zur Betriebs-
zusammenlegung geben, so dass auf der Verteilnetzebene
größere Einheiten entstehen können, ohne die Eigentums-
verhältnisse anzutasten. Angesichts der aktuellen Probleme
beim Ausbau des Übertragungsnetzes bietet sich die Grün-
dung einer deutschen Netz AG mit staatlicher Beteiligung
an. Wie die Erfahrung aus Skandinavien zeigt, ist die Ren-
diteerwartung staatlicher Netzbetreiber deutlich niedriger als
bei privaten Investoren. Die Netzentgeltbefreiung für be-
stimmte Industrien ist sachlich nicht gerechtfertigt und wird
daher mit hoher Wahrscheinlichkeit wegen Verstoßes gegen
das EU-Beihilferecht keinen Bestand haben. 
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Strompreisdebatte versachlichen

Keiner kann der Energiewende ein Preisschild anhängen:
Der gesamtwirtschaftliche Effekt ist komplex, und unter dem
Strich steht bei sachlicher Debatte ein Fragezeichen. Aber:
Wenn die Energiewende gelingt, und es gibt keine über-
zeugenden Argumente dagegen, dann erreicht sie wichti-
ge, messbare, Ziele. Sie führt nicht nur zu einem Ausstieg
aus der Kernenergie, sondern vor allem auch zum Umbau
unseres Energiesystems mit einem signifikanten Ausbau der
erneuerbaren Energien und zur Erhöhung der Energieeffi-
zienz. Und was debattieren Politik und Öffentlichkeit? Den
Einfluss der Förderung erneuerbarer Energien auf die Strom-
preise.

Zunächst gilt: Die Energiewende in Deutschland kann nur
als Gemeinschaftswerk gelingen. Die Kosten, aber auch
die Chancen der Energiewende müssen gerecht und im Sin-
ne des deutschen Sozialstaates auf so viel wie möglich
Schultern verteilt werden, proportional zur Leistungsfähig-
keit dieser Schultern. Dabei ist es wichtig, die Schwächs-
ten zu entlasten. Und es ist notwendig, die Debatte um
steigende Strompreise zu versachlichen.

Wie sich die Strompreise zusammensetzen

In den letzten zehn Jahren sind die durchschnittlichen Ver-
braucherpreise in Deutschland von rund 16 Cent/kWh auf
26 Cent/kWh angestiegen (vgl. Bundesverband für Energie-
und Wasserwirtschaft e.V. 2012). Das sind 10 Cent/kWh.
Währenddessen hat sich die EEG-Umlage, aus der der Aus-
bau der erneuerbaren Energien im Stromsektor finanziert
wird, um gerade einmal 3 Cent/kWh erhöht. Mehr als zwei
Drittel der Strompreiserhöhungen sind also nicht mit der För-
derung erneuerbarer Energien zu begründen. Womit dann?
Die Antwort ist: mit einer Vielzahl von Faktoren. Von diesen

Faktoren wiederum sind nicht alle so transparent wie die Ent-
wicklung der EEG-Umlage. Was wir wissen, ist, wie sich ne-
ben der EEG-Umlage die Netznutzungsentgelte, Steuern und
Abgaben entwickelt haben. Auch bekannt sind die Strom-
preise am Großhandelsmarkt, z.B. an der Strombörse EEX
in Leipzig. Aber hier fängt das Dilemma spätestens an: Strom-
handel findet auf mehreren zeitlichen Ebenen statt, und es
ist nicht nachvollziehbar, welchen Strom Versorger wann für
ihre Haushaltskunden genau erworben haben. 

Am Strommarkt unterscheidet man zwischen dem Spotmarkt
und dem Terminmarkt. Am Spotmarkt werden kurzfristige
Strommengen gehandelt, typischerweise für den folgenden
Tag. Dieser Handel findet in Einzelstunden statt, wobei jede
Stunde ein Stromhandelsprodukt darstellt. Mittelt man dann
über die 8 760 Produkte eines Jahres – 24 Produkte für 365
Tage – so erhält man eine Aussage über den durchschnittli-
chen Spotmarktpreis für Strom in Euro pro Megawattstun-
de in Deutschland in einem Jahr. Diese Preise sind auf der
Seite der EEX einsehbar1, und sie zeigen seit 2008 einen
deutlichen Trend: den zu sinkenden Preisen. Die Strombe-
schaffung eines typischen Versorgers funktioniert jedoch an-
ders: er nutzt hauptsächlich langfristige Stromlieferverträge
oder den sogenannten Terminmarkt. Am Terminmarkt wer-
den Stromprodukte bis zu fünf Jahre vor der Lieferung ge-
handelt. Aus vielen verschiedenen Geschäften zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten vor der Lieferung setzt sich so ein
Portfoliopreis zusammen. Er kann ähnlich dem Spotpreis
sein, niedriger oder höher. Diese Beschaffungsstrategie und
ihr Ergebnis sind ein nicht transparenter Prozess, und die
Kosten, die er erzeugt, sind ebenfalls eine Sache des Unter-
nehmens. Diese Kosten allerdings wird der Versorger neben
allen oben genannten Entgelten und Abgaben an seine Kun-
den weiterreichen. Keiner dieser Effekte steht in einer Verbin-
dung mit der Energiewende.

Bleibt die EEG-Umlage. Sie ermöglicht es, die im Erneuer-
bare-Energien-Gesetz beschriebenen Einspeisevergütun-
gen und Managementprämien für erneuerbare Energien zu
bezahlen. Steigt diese Umlage, dann ist das hauptsächlich
auf drei Punkte zurückzuführen: 

1. Die EEG-Umlage wird nicht von allen gezahlt. Die EEG-
Umlage in Cent/kWh legt die Gesamtkosten für die Förde-
rung der erneuerbaren Energien um auf den Stromverbrauch
in Deutschland. Ausnahmeregelungen für die Industrie füh-
ren dazu, dass nicht der gesamte Stromverbrauch zur Be-
messungsgrundlage herangezogen wird – die Umlage ist so
höher als bei gleicher Verteilung auf den Gesamtstrom -
verbrauch.

2. Am Markt sinken die Strompreise. Windkraft und Son-
nenenergie haben keine Brennstoffkosten und bieten da-
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her im Spotmarkt ihren Strom sehr günstig an. Zwei mitei-
nander verschränkte Effekte sind die Folge: Erstens sinkt
der Spotmarktpreis, da er aus Angebot und Nachfrage ge-
bildet wird und die in der Produktion preiswerten erneuer-
baren Energien die teureren fossilen Kraftwerke aus dem
Markt drängen. Zweitens wird der Umlagetopf immer grö-
ßer, da er die Differenz zwischen Marktpreis und gesetzlich
festgeschriebener Vergütung ausgleichen muss. 

3. Der Anteil der erneuerbaren Energien wächst. Das ist
gewollt und so im Energiekonzept der Bundesregierung fest-
geschrieben. Durch Trends im Neuanschluss von erneuer-
baren Energien – zu Beginn des EEG wurde stärker Was-
ser- und Windkraft gefördert, neuerdings mehr Photovol-
taik – hängt die EEG-Umlage aber auch noch von den un-
terschiedlichen Technologien und ihren Vergütungssätzen
ab. Wir befinden uns hier auf einer Lernkurve: Vor dem Hin-
tergrund der stark herabgesetzten Vergütungssätze der letz-
ten Jahre ist eine Stabilisierung, wenn nicht sogar Reduzie-
rung, der Umlage in der Zukunft möglich.

Der Umgang mit steigenden Preisen

Aus Sicht der Energiewende geht es bei den aktuell disku-
tierten steigenden Strompreisen um eine Übergangsperi-
ode. Die Energiewende wiederum ist ein langfristiges Pro-
jekt. Sie wird von einem breiten Konsens getragen, und sie
ist notwendig im Sinne eines zukunftsfähigen Deutschlands,
aber auch wichtig für die nachhaltige, d.h. auch ökonomisch
langfristig tragfähige Energieversorgung in Europa und in der
Welt insgesamt. Sollten die Strompreise in der aktuellen Pha-
se der Energiewende die Schwachen abhängen, so können
wir durchaus darüber nachdenken, kurzfristig zu steuern,
wenn wir dabei die langfristig gesetzten Ziele im Auge be-
halten.

Zunächst gilt: Strompreise sind nicht dasselbe wie Strom-
kosten. Folgende Sichtweise ist entscheidend: In einer Welt,
die sehr wahrscheinlich mit weniger Ressourcen auskom-
men muss, um mehr Menschen ihr Leben zu ermöglichen,
beflügelt gerade die kontinuierliche Steigerung der Strom-
preise die notwendigen Innovationen. Es entstehen Anreize
für Investitionen in Energieeffizienz. Die höhere Effizienz hat
dann zur Konsequenz, dass die Gesamtkosten für Verbrau-
cher nicht steigen. Auf lange Sicht brauchen wir nicht billi-
gen Strom, sondern eine bezahlbare Menge an Energie-
dienstleistungen.

Die Fakten checken

Der Begriff »Stromarmut« ist emotional aufgeladen. Natür-
lich dürfen absolute Stromkosten nicht zur Belastung wer-
den für diejenigen (Einkommens-)Gruppen, die dieses Pro-

blem besonders trifft. Aber die meisten Menschen in
Deutschland können weiterhin ihre Stromrechnung bezah-
len und stehen auch hinter der Energiewende. Zum Ver-
gleich: Eine Erhöhung der EEG-Umlage um 1 Cent kostet
den Durchschnittshaushalt von vier Personen2 im Monat ge-
rade einmal 3 Euro. Ein Teil dieses Geldes wiederum finan-
ziert die Ausnahmeregelungen für die Industrie. Der Bun-
desverband der Deutschen Industrie spricht im Zusammen-
hang mit Industrieerleichterungen von etwa 2,50 Euro mo-
natlich und von einem guten Beitrag für die Arbeitsplätze in
Deutschland (vgl. Keitel 2012).

Für besonders einkommensschwache Gruppen gibt es zwei
prinzipielle Ansätze: niedrigere Strompreise und höhere Ener-
gieeffizienz. Seit 2006 bereits gibt es interessante Erfahrun-
gen mit Sozialtarifen, wobei diese Gruppen durch (finan-
zielle) Hilfe zu zumutbaren Stromkosten kommen können.
Andererseits gibt es im Bereich Energieberatung schon seit
Jahren erfolgreiche Ansätze von z.B. der Caritas, die ALG-
II-Empfänger zu Beratungen aufsucht und auch einfache
Energiesparvorrichtungen wie abschaltbare Verteilerdosen
und Energiesparlampen kostenlos verteilt. Die britische Re-
gierung versucht seit 2008 Ähnliches für immerhin 11 Mil-
lionen bedürftige Haushalte (Rentner und Niedrigeinkom-
men) zu realisieren (vgl. Home Energy Saving Programme
2012). Einige Städte in Deutschland wie z.B. Freiburg und
Düsseldorf haben über solche Hilfestellungen hinaus auch
„Kühlschrankförderprogramme“ (Kühlgeräte sind die Strom-
fresser Nr. 1 in Haushalten) eingerichtet, bei denen energie-
effiziente Neuanschaffungen zum Teil in voller Höhe geför-
dert werden (vgl. Dünnhoff, Eisenmann und Schäferbarthold
2010, 39 sowie Badische Zeitung 2012).

Absolute, akute »Stromarmut« ist also ein durchaus be-
herrschbares Problem und auch nicht wirklich der Kern der
Sache: Die in den kommenden Jahren (also nur mittelfris-
tig) anfallenden Mehrkosten für die Ärmsten sind finanzier-
bar – wenn wir das so wollen und so politisch entscheiden. 

Das Gerechtigkeitsproblem ist weiter zu fassen: Letztlich
entscheiden die zum Haushaltseinkommen relativen Strom-
kosten über die soziale Ausgewogenheit der Energiewen-
de. Hier brauchen wir eine erhebliche bessere Datenlage,
um den Stand der Dinge einschätzen und über geeignete
»Gerechtigkeits«-Maßnahmen entscheiden zu können. Denn
Fakt ist: Wir wissen nur sehr wenig in Bezug auf diejenigen
Haushalte in Deutschland, die Stromrechnungen nicht, oder
zu spät, bezahlen. Zum Beispiel wissen wir auch nicht, wel-
che genauen Einsparpotenziale es für einkommensschwa-
che Gruppen durch bloße Tarifwechsel gibt; oder inwieweit
sich regionale Unterschiede bemerkbar machen. (Der Grund-
versorgungstarif z.B. kann für die gleiche Strommenge sehr
unterschiedlich sein: Die jährlichen Stromkosten für einen
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2 Angenommener Jahresstromverbrauch: 4 000 kWh.



Zur Diskussion gestellt

Haushalt in Hamburg beliefen sich 2009 auf 773,55 Euro bei
gleichem Jahresverbrauch und waren über 100 Euro gerin-
ger als für einen Haushalt in Leipzig (vgl. Frontier Economics
Ltd London 2010). Außerdem gibt es keine repräsentativen
Daten zum einkommensbezogenen Stromverbrauch, und
es ist daher schwer auf dieser Basis sinnvolle politische Maß-
nahmen zu ergreifen. 

Hier gilt es grundlegende Fragen zu klären: Welche Daten
sollten und können erhoben werden, durch wen, und wie
lassen sich diese Daten sinnvoll umsetzen, so dass dies ei-
ne transparente und sachliche Diskussion über die notwen-
digen Maßnahmen ermöglicht? Das IASS hat deswegen im
Rahmen des Projekts Plattform Energiewende eine Arbeits-
gruppe mit dem Titel »Beiträge zur sozialen Bilanzierung der
Energiewende« mit Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft gebildet und wird so zu einer sachge-
rechten Debatte über Stromverbrauch und dessen Kos-
tenverteilung beitragen.

Über die Kostenverteilung bei der Förderung der erneuer-
baren Energien wissen wir etwas mehr: Die EEG-Umlage
geht momentan tendenziell zu Lasten der privaten Endver-
braucher. Hintergrund ist die teilweise Befreiung der ener-
gieintensiven Industrie von der EEG-Umlage, um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland nicht zu schwächen. Prinzipiell
ist die Entlastung energieintensiver Industrien richtig, um
so ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht zu ge-
fährden. Hierbei sollte man sich allerdings vor Augen führen,
dass in 10 bis 20 Jahren der internationale Wettbewerb für
Großunternehmen nicht von Strompreisen bestimmt wer-
den wird, sondern vielmehr von der Fähigkeit, ressourcen-
effizient produzieren zu können. Wer dann »Wirtschaftsstand-
ort Deutschland« sagt, sagt »effizientes Energiemanage-
ment«. Es gibt darum im Prinzip zwei Typen von Unterneh-
men: diejenigen, die sich langfristig anpassen müssen in Sa-
chen Energieeffizienz, und die, die es kurzfristig tun müssen.
Für diejenigen, die solche Anpassungen nicht kurzfristig
schaffen können (wie etwa die Stahlindustrie), sind dann –
in diesem Sinn analog zu den einkommensschwachen Haus-
halten – Subventionen gefragt. Andere sollten vor dem not-
wendigen Strukturwandel nicht auf Kosten der sozialen Ge-
rechtigkeit abgeschirmt werden. 

Potenzial gibt es auch bei der Energieeffizienz. In Deutsch-
land sind steigende Arbeitskosten in der Vergangenheit durch
Steigerung der Produktivität unternehmerisch bewältigt wor-

den. Das Gleiche gelingt auch bei den Energiekosten. Bei
der heutigen, sehr guten Ausgangslage – deutsche Unter-
nehmen sind weltweit führend in Sachen Energieeffizienz –
sollten wir nicht den globalen Trend der Energieeffizienz
verschlafen. Zum Vergleich: In Japan konnte im Sommer
2011 relativ zum Vorjahr durch Lastmanagement, Betriebs-
optimierungen und Suffizienz bis zu 18% Energie eingespart
werden bei gleichen Temperaturen (vgl. Schweizerischer
Ingenieurs- und Architektenverein 2012). Die Impulse aus
der deutschen Politik sind hier vergleichsweise unambitio-
niert: Den sogenannten Spitzenausgleich, also die Steuer-
begünstigungen in der Strom- oder Energiesteuer, erhalten
energieintensive Unternehmen ab 2013 schon ab einer Ver-
besserung ihrer Energieeffizienz um gerade einmal 1,3% pro
Jahr. 

Die Chancen der Energiewende sehen

Die Energiewende ist kein bloßer Kostenfaktor; sie kennt
heute schon viele Gewinner. Es gibt in Deutschland knapp
600 Energiegenossenschaften, und 39% der erneuerbaren
Energieproduzenten sind Privatpersonen (vgl. Klaus Novy
Institut 2012). Die Tendenz ist steigend. Diese Genossen-
schaften haben bereits rund 800 Mill. Euro in erneuerbare
Energien investiert.3 Das ist eine klare Aussage und unter-
streicht die Notwendigkeit zu einer besseren Balance zwi-
schen dezentralen und zentralen Lösungen. So gesehen
ist EEG-Umlage ein Innovationsmotor: Das dort ausgege-
bene Geld wird investiert in neue Technologien4 und bringt
eine steigende Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern dazu,
sich aktiv einzubringen in das Gemeinschaftswerk Energie-
wende. 

Zuletzt möchte ich den gesellschaftlichen Nutzen einer nach-
haltigen, ökologischen Wirtschaft betonen. Die Kosten für
business as usual sind wahrscheinlich höher – und wer woll-
te dafür zahlen? 
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